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https://www.nachdenkseiten.de/?p=88618   29.9.2022 

Dokumenten-Leak: Wie die Bundesregierung an einer „Narrativ-

Gleichschaltung“ zum Ukraine-Krieg arbeitet – Teil 1 

Den NachDenkSeiten wurde exklusiv ein internes Dokument der 

Bundesregierung zugespielt. Wir konnten das Papier verifizieren und uns 

ist auch die Identität des Whistleblowers bekannt. Das Dokument gibt 

einen erhellenden Einblick in das Ausmaß der horizontalen und vertikalen 

Strukturen der, man kann es nicht anders sagen, bundesdeutschen 

Staatspropaganda, insbesondere was die behördliche Einbindung von 

Medien (z.B. Spiegel und Stern), westlichen Social-Media-Konzernen, 

Bildungseinrichtungen und den sogenannten „Faktencheckern“ angeht. 

Selbst Grundschulkinder werden ins Visier genommen. Aus all dem ergibt 

sich der konzertierte Versuch einer Informations-Gleichschaltung durch die 

Bundesregierung.  

Von Florian Warweg. 

Das Dokument trägt den Titel „Laufende Aktivitäten der Ressorts und 

Behörden gegen Desinformation im Zusammenhang mit RUS Krieg gegen 

UKR“, umfasst insgesamt 10 Seiten und listet minutiös mit Stand 

27.06.2022 die entsprechenden Aktivitäten der Bundesministerien und 

untergeordneten Behörden auf.  

Und diese Aktivitäten haben es in ihrer Gesamtheit in sich. Die 

NachDenkSeiten werden sich in der Auswertung im ersten Teil auf die 

Ausführungen zur Rolle des BMI (Innenministeriums), des AA 

(Auswärtigen Amtes), des BPA (Bundespresseamtes) und der BKM 

(Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien) konzentrieren.  

Im zweiten Teil auf die Tätigkeiten des BMDV (Bundesministerium für 

Digitales und Verkehr) sowie des BMFSFJ (Bundesfamilienministerium) 

und des BMVg (Bundesverteidigungsministerium).  ……………………. 
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https://www.focus.de/finanzen/news/manche-ueberfordert-die-abgabe-

lindner-will-frist-fuer-grundsteuer-erklaerung-

verlaengern_id_159497528.html  5.10.2022 

Der Bundesfinanzminister Christian Lindner (FDP) will noch in dieser 

Woche mit den Bundesländern Gespräche führen, um die Frist zur Abgabe 

der Grundsteuerklärung zu verlängern. 

Damit die Menschen nicht in die Säumnis kommen, ist es vielleicht 

angezeigt, realistisch zu sein“, sagte Lindner in der Sendung „Frühstart“ 

von RTL/ntv und fügte hinzu: „Mein Angebot an die Länder ist, gemeinsam 

zu entscheiden, den Menschen etwas mehr Zeit zu geben.“ 

Bislang hätten nur zwischen einem Viertel und einem Drittel der 

Betroffenen die Erklärungen abgegeben. Es habe Software-Probleme 

gegeben. Teilweise fühlten sich die Menschen aber auch sehr stark 

gefordert. „Manche, vielleicht auch ältere Menschen, Rentnerinnen und 

Rentner, überfordert die Abgabe der Grundsteuer“, so Lindner. ……….. 

https://pleiteticker.de/analyse-60-prozent-ihrer-steuern-werden-

umverteilt-14-prozent-gehen-ins-ausland/  5.10.2022 

Analyse: 60 Prozent Ihrer Steuern werden umverteilt – 14 Prozent gehen 

ins Ausland! 

Wir zahlen Steuern, damit Polizei, Straßen oder Schulen finanziert werden 

– denken wir. Das renommierte Kieler Institut für Weltwirtschaft (IfW) 

kommt bei seiner Ausgabenanalyse aber zu einem erschreckenden 

Ergebnis: Der deutsche Staat nutzt 57,5 Prozent der Steuereinnahmen für 

Umverteilung, in Form von Sozialausgaben oder Finanzhilfen, zwischen 

Bürgern und Unternehmen. Damit kommen mehr als die Hälfte der 

Steuerabgaben nicht dem Steuerzahler selbst zugute, sondern werden 

genutzt, um sie an andere umzuverteilen.  

Nur 16,3 Prozent werden für „laufende Produktionseffekte“, also Sektoren 

wie Polizei oder Verteidigung, ausgegeben. Investitionen in Bildung und 
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Forschung stehen noch hinter Zahlungen ins Ausland wie 

Entwicklungshilfen (13,7 Prozent) – mit nur 6,4 Prozent. ….. 

https://tinyurl.com/2qw8lqzb   5.10.2022 

Einmalzahlung in Höhe von 300 Euro für Rentner beschlossen 

Nachdem sie bei den ersten beiden Entlastungspaketen nicht extra 

bedacht wurden, hat das Bundeskabinett nun eine einmalige Zahlung für 

Rentner beschlossen. Das Geld soll rechtzeitig vor Weihnachten fließen.  

Die Rentnerinnen und Rentner in Deutschland sollen bis zum 15. 

Dezember eine Einmalzahlung in Höhe von 300 Euro zum Ausgleich der 

hohen Energiepreise erhalten. Das Bundeskabinett billigte am Mittwoch in 

Berlin eine entsprechende Vorlage von Sozialminister Hubertus Heil (SPD). 

Auf die Energiepreispauschale für Renten- und Versorgungsbeziehende 

hatten sich die Koalitionsspitzen Anfang September mit ihrem dritten 

Entlastungspaket wegen der hohen Energiepreise verständigt. ………… 

Die Energiepreispauschale erhält, wer zum Stichtag 1. Dezember 2022 

Anspruch auf eine Alters-, Erwerbsminderungs- oder Hinterbliebenenrente 

der gesetzlichen Rentenversicherung oder auf Versorgungsbezüge nach 

dem Beamten- oder dem Soldatenversorgungsgesetz hat. Anspruch 

besteht nur bei einem Wohnsitz im Inland. Die Einmalzahlung erfolgt 

automatisch durch die Rentenzahlstellen. Die Energiepreispauschale wird 

nicht bei einkommensabhängigen Sozialleistungen angerechnet und 

unterliegt auch nicht der Beitragspflicht in der Sozialversicherung. Sie soll 

jedoch der Steuerpflicht unterliegen, wie das Ministerium weiter mitteilte. 

https://t.me/RA_Ludwig/6748    5.10.2022 

💥Sehr gute Analyse...💥 

Nichts von dem, was hier angeführt wird, belegt, dass Ballweg Spenden 

zweckentfremdet hat, dass er sich mit dem Spendengeld nach Costa Rica 

absetzen wollte, dass er ein Betrüger ist, der sich mit Spendengeld vom 

Acker machen will, aber all das, was nicht belegt wird, wird suggeriert, 
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demjenigen suggeriert, der den “Vorhalt zur Sache” liest. Das hat mit 

Ermittlung auf Basis eines konkreten Tatvorwurfs nichts zu tun. Das ist 

eine “Finding-Mission” eine Suche nach Belegen für eine Anklage, die man 

gerne erheben will, für die man aber keine Beweise hat. 

https://sciencefiles.org/2022/10/05/strafe-bestimmt-anklage-und-belege-

gesucht-das-verfahren-gegen-michael-ballweg-hat-merkmale-von-

bananenrepublik/ 

Strafe bestimmt, Anklage und Belege gesucht: Das Verfahren gegen 

Michael Ballweg hat Merkmale von Bananenrepublik 

Gleich vorweg: Wir haben die Sache von “Michael Ballweg” und seiner 

Querdenken 711 Bewegung nur am Rande verfolgt. 

Insofern kann man sagen, wir sind unvoreingenommen, denn auch der 

Vorwurf, der letztlich zur Inhaftierung von Ballweg geführt hat, war uns 

bislang unbekannt. Nun hat uns ein Leser Unterlagen geschickt, die für 

uns Licht in das Dunkel bringen, dass den enemy No. 1 der 

Landesregierung in Baden-Württemberg umgibt. Nunja, bringen könnte, 

denn viel heller ist das ganz für uns nicht geworden, denn wir haben nicht 

nur den Eindruck gewonnen, dass die Staatsanwaltschaft, die die 

Ermittlungen gegen Ballweg führt, hektisch dabei ist, Belege für das, was 

sie wohl anklagen wollen, zusammenzuklauben. Die Art und Weise, in der 

das geschieht, trägt alle Züge der Rechtsbeugung und für den Fall, dass 

dem Anwalt von Ballweg das, was wir hier berichten, nicht bekannt ist, 

sollten ihm Leser, die ihn kennen, einen Link zu unserem Text schicken. 

………… 

https://t.me/RA_Christ/880   30.9.2022 

[ Datei : BallwegPresseerklaerung30092022intern 2 (1).pdf ] 

Presseerklärung des Verteidigerteams von Michael Ballweg 

Michael Ballweg bleibt in Untersuchungshaft 

Landgericht Stuttgart verweigert rechtliches Gehör 
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Das Landgericht Stuttgart hat am heutigen 30. September 2022 die 

Haftbeschwerde der Verteidigung vom 11. September 2022 

zurückgewiesen. 

👉 Einzelheiten in der beigefügten Presseerklärung! 

Dr. Alexander Christ, Rechtsanwalt für Grundrechte & Demokratie 

BK:  PDF im Anhang 

https://www.welt.de/politik/deutschland/article241427257/SPD-Hessen-

gratuliert-Juden-zu-Feiertag-mit-Moschee-Foto.html   5.10.2022 

„Unterirdisch dumm“ – SPD Hessen zeigt Felsendom zu Jom Kippur 

 

Der SPD in Hessen ist ein peinlicher Fehler unterlaufen: Zum höchsten 

jüdischen Feiertag gratulieren die Sozialdemokraten auf Facebook – mit 

dem Bild einer wichtigen Moschee. Der Pressesprecher entschuldigt sich 

daraufhin: „Schimpf und Schande sollten sich allein an mich richten.“ 

Gut gemeint, schlecht gemacht: Die SPD in Hessen hat auf Facebook gute 

Wünsche zu Jom Kippur geschickt, dem höchsten jüdischen Feiertag (4.-5. 

Oktober). In ihrem Post aber zeigten die Sozialdemokraten dazu das Bild 

des Felsendoms in Jerusalem, der zwar auf dem Tempelberg steht, jedoch 

eines der wichtigsten islamischen Heiligtümer ist. 

Nach rund 12 Stunden löschte die SPD Hessen den Facebook-Beitrag und 

entschuldigte sich in einem Post und auf Twitter. ….. 

https://te.legra.ph/Urteil-Oberlandesgericht-Bamberg-legalisiert-

Kinderehen-nach-Scharia-Recht-unter-Asylbewerbern-09-29    29.9.2022 

Urteil: Oberlandesgericht Bamberg legalisiert Kinderehen nach Scharia-

Recht unter Asylbewerbern 

Die Stadt Aschaffenburg kann noch bis zum 23. Juni Beschwerde gegen 

ein Urteil des Oberlandesgerichts Bamberg (OLG) einlegen, das fast 

überall als Kapitulation vor dem islamischen Recht – der Scharia – 
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kritisiert wird. Unlängst hob das OLG eine Entscheidung des 

Familiengerichts Aschaffenburg auf und befand, dass eine Kinderehe unter 

syrischen Asylbewerbern rechtskräftig sei. 

Das Aschaffenburger Jugendamt hatte die Ehe zwischen einem 15-

jährigen syrischen Mädchen und einem 21-jährigen Landsmann – beide 

sind auch noch Cousine und Cousin – nicht anerkannt. Das Amt trennte 

das Mädchen von ihrem Gatten und übernahm die Vormundschaft. Wegen 

des Protestes des Ehemanns kam es zu einer Verhandlung vor dem 

Familiengericht. Das Jugendamt argumentierte, dass das Mädchen die 

Tragweite der Eheschließung gar nicht ermessen und in dieser Ehe kein 

selbstbestimmtes Leben führen könne. Deshalb reklamierte die Behörde 

für sich das Recht, den Umgang des Mädchens mit ihrem Mann zu 

bestimmen. 

Das Familiengericht entschied dann, dass nicht der Schutz einer nach 

islamischem Recht geschlossenen Ehe gelte, sondern das deutsche Gesetz 

zum Schutz Minderjähriger. Das Oberlandesgericht Bamberg kassierte 

aber diesen Beschluss, weil die Kinderehe ausweislich eines 

Zivilregisterauszugs und einer Bestätigung seitens des Scharia-Gerichts 

rechtskräftig sei. 

Noch kann die Stadt Aschaffenburg Beschwerde gegen das Urteil beim 

Bundesgerichtshof (BGH) einlegen, der dann zu entscheiden hätte, ob 

diese muslimische Minderjährigenehe gegen die öffentliche Ordnung 

verstößt und für nichtig erklärt wird. Durch den Massenzustrom von 

Muslimen steigt in Deutschland die Zahl von Kinderehen unter Flüchtlingen 

deutlich. Während für Bayern offiziell noch keine Zahlen vorliegen, meldet 

Nordrhein-Westfalen 188 und Baden-Württemberg 177 Kinderbräute. 


